
 

 

Öffentliche Bekanntmachung des Regierungspräsidiums Karlsruhe 

 
Entscheidung des Regierungspräsidiums Karlsruhe über den Antrag der Firma Schrott Wetzel GmbH, Hol-
länder Straße 42-50, 68219 Mannheim, auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Änderungsgenehmi-
gung für die Errichtung und den Betrieb einer Strahlanlage am Standort Rotterdamer Straße 37–41 in 68219 
Mannheim. 

 
Das Verfahren wurde mit Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 16 Abs. 1 in Verbindung mit § 10 Abs. 3 Bundes-
Immissionsschutzgesetz (BImSchG) durchgeführt. Das Regierungspräsidium Karlsruhe macht den verfügenden Teil 
der Entscheidung sowie die Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 21a Abs. 1 der Verordnung über das Genehmigungs-
verfahren (9. BImSchV) i. V. m. § 10 Abs. 7 und 8 BImSchG öffentlich bekannt: 

Genehmigung vom 05.06.2025 nach Bundes-Immissionsschutzgesetz, Az.: RPK542-8823-528/9/2 
 
Es ergeht folgender Bescheid: 
1. Der Schrott-Wetzel GmbH, vertreten durch den Geschäftsführer Herrn Dirk Sauter, wird auf den Antrag vom 
18.09.2024 gemäß § 16 Abs. 1 BImSchG die  

Immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung 

für die Errichtung und den Betrieb einer Strahlanlage für gefährliche Abfälle in der Rotterdamer Straße 37-41 in 
68219 Mannheim erteilt. 
 
Die Genehmigung umfasst folgende Betriebsbereiche: 
BE 2.5 Strahlanlage (Container) 
BE 5.3.5 Lagerfläche 6 Vormaterial Strahlanlage und flexible Nutzung 
 
Künftig werden folgende Anlagen der Ziffern des Anhangs 1 der 4. BImSchV auf dem Gelände betrieben: 

Ziffer 
4.BImSchV 

Beschreibung Verfahrensart Anlage gemäß Art 10 
der RL 2010/75/EU 

Genehmigte 
Kapazität 

8.11.2.1 Anlagen zur sonstigen Behandlung 
mit einer Durchsatzkapazität von 
gefährlichen Abfällen von 10 Ton-
nen oder mehr je Tag 

G E 35 t/Tag 

8.11.2.4 Anlagen zur sonstigen Behandlung 
mit einer Durchsatzkapazität von 
nicht gefährlichen Abfällen von 10 
Tonnen oder mehr je Tag 

V - 765t/Tag 

8.12.1.1 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung 
von gefährlichen Abfällen mit einer 
Gesamtlagerkapazität von 50 
Tonnen oder mehr 

G E 2.000 t 

8.12.3.1 Anlagen zur zeitweiligen Lagerung 
von Eisen- oder Nichteisenschrot-
ten, einschließlich Autowracks, mit 
einer Gesamtlagerfläche von 
15.000 m² oder Gesamtlagerkapa-
zität von 1.500 Tonnen und mehr 

G - 48.000 t 

8.15.1 Anlagen zum Umschlagen von 
Abfällen mit der Kapazität von 10 
Tonnen und mehr gefährlichen 
Abfällen je Tag 

G - 2.000 t/Tag 

8.15.3 Anlagen zum Umschlagen von 
Abfällen mit einer Kapazität von 
100 Tonnen oder mehr nicht ge-
fährlichen Abfällen je Tag 

V - 5.000 t/Tag 

 
Die Gesamt-Jahresdurchsatzmenge in Höhe von 240.000 t/a, die Gesamt-Behandlungskapazität in Höhe von 
800 t/Tag und die Gesamt-Lagermenge in Höhe von 50.000 t bleibt unverändert. 
 
Die immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung schließt gemäß § 13 BImSchG die Baugenehmigung nach 
§§ 49, 58 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) ein. Die Baugenehmigung wird ohne Baufreigabe 
erteilt. Mit der Errichtung darf erst nach der Baufreigabe durch die Baurechtsbehörde der Stadt Mannheim begonnen 
werden. 
 
Folgende Abfälle werden angenommen: (siehe Anhang 1 der Entscheidung) 
1.2 Der Genehmigung liegen die in Nr. 2 dieses Bescheides genannten und mit dem Dienstsiegel des Regierungs-
präsidiums Karlsruhe versehenen Antragsunterlagen zugrunde. Die Anlage ist nach diesen Unterlagen zu errichten, 
zu betreiben und instand zu halten, soweit in den Nebenbestimmungen nichts Anderes festgelegt ist. 
1.3 Diese Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Entscheidung, die nach § 13 BImSchG nicht von der 
Genehmigung eingeschlossen werden. 
1.4 Die Genehmigung erfolgt unter den in Nr. 4 dieses Bescheides aufgeführten Inhalts- und Nebenbestimmungen. 
1.5 Diese Genehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Bestandskraft dieser Entscheidung mit 
dem Betrieb der Anlage begonnen wurde. 



 

 

1.6 Der Betrieb der Anlage darf erst aufgenommen werden, wenn die unter der Nebenbestimmung Nr. 4.9.1 festge-
setzte Sicherheitsleistung geleistet wurde. 
1.7 Für die Entscheidung wird eine Gebühr in der Höhe von xxxxx € festgesetzt. 
1.8 Dieser Genehmigung liegen die Schlussfolgerungen über die besten verfügbaren Techniken (BVT) für Abfallbe-
handlungsanlagen, die Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft 2021) und die Allgemeine Verwal-
tungsvorschrift Abfallbehandlungsanlagen (ABA-VwV) zugrunde. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustellung Klage beim Verwaltungsgericht Karlsruhe 
erhoben werden. 
 
Auslegung der Unterlagen: 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung enthält Nebenbestimmungen sowie die Begründung, aus der die 
wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen Gründe, die zur Entscheidung geführt haben, hervorgehen. 
Eine Ausfertigung des vollständigen Genehmigungsbescheides liegt in der Zeit vom 12.07.2025 bis einschließlich 
25.07.2025 zur Einsicht aus. Die Auslegung wird dadurch bewirkt, dass der Bescheid auf der Homepage des Regie-

rungspräsidiums Karlsruhe (www.rp-karlsruhe.de), zu erreichen über die Menüpunkte „Service / Bekanntmachungen 
/ Bekanntmachungen aus dem Bereich Umwelt / Stadtkreis Mannheim / Schrott-Wetzel GmbH“ oder über 
http://rp.baden-wuerttemberg.de/rpk/service/bekanntmachung/seiten/bekanntmachungen-bereich-umwelt-1-
1/stadtkreis-mannheim#card-135814 zugänglich gemacht wird. Auf Verlangen eines Beteiligten wird ihm eine leicht 
zu erreichende Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt. 
Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid gegenüber Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als 
zugestellt (§ 10 Abs. 8 Satz 5 BImSchG). Auf die vorstehend bekannt gemachte Rechtsbehelfsbelehrung wird ver-
wiesen. 
Karlsruhe, den 08.07.2025 Regierungspräsidium Karlsruhe 
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